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Der Bundesminister für Arbeit 
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Bonn, den 12, Januar 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Dcutsclien Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 239 der Fraktion der SPD 

- Nr. 2939 der Drucksachen - Gewährung 
einer Teuerungszulage 


Die Teuerungszulage von monatlich je 3 DM nadh dem am 10. Au- 
gust 1951 verkündeten Gesetz über die einstweilige Gewährung einer 
Teuerungszulage zur Abgeltung von Preiserhöhungen bei Grund- 
nahrungsmitteln (Teuerungszulagengesetz) wird von den Trägern der 
Krankenversicherung, den Berufs genossenschaften und Dienststellen 
der Arbeitsverwaltung bereits in allen den Fällen gezahlt, in denen die 
Auszahlung ohne besondere Verwaltungs Vorschriften möglich ist. 

Die von der Fraktion der SPD gestellten Fragen werden im einzelnen 
wie folgt beantwortet: 

1. Die Durchführung des Gesetzes insbesondere im Bereich der 
Rentenversicherungsträger und der Versorgungsverwaltung be- 
reitet verwaltungsmäßig Schwierigkeiten, weil eine Prüfung der 
Einkommensverhältnisse unerläßlich ist. Die Verwaltungsvor- 
schriften sind von den beteiligten Bundesministerien unter Betei- 
ligung der Spitzenverbände der Kranken-, Renten-, Unfallver- 
sicherung und der Versorgungsverwaltung erarbeitet und den 
Ländern zur Stellungnahme übersandt worden. Der Entwurf der 
Verwaltungs Vorschriften wurde dem Kabinett am 8. Dezember 
1951 zugeleitet. Am 21. Dezember 1951 hat der Herr Bundes- 
kanzler dem Deutschen Bundesrat den von der Bundesregierung 
beschlossenen Entwurf mit der Bitte, die Zustimmung des Bundes- 
rates herbeizuführen, zugeleitct. 

2. Sobald der Deutsche Bundesrat dem Entwurf zu gestimmt hat, 
werden die Verwaltungs Vorschriften veröffentlicht. Die Beratungen 
im Bundesrat sind im Gange. 

3. Für den Fall, daß die Verwaltungs Vorschriften in der vor gelegten 
Form angenommen werden, müssen für die Empfänger von Renten 
aus der Rentenversicherung der Arbeiter und der Rentenver- 
sicherung der Angestellten zur Prüfung der Einkommens Ver- 
hältnisse Fragebogen ausgegeben werden. Wieviele Renten- 
empfänger die Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 Nr. 1 erfüllen 
werden, kann im gegenwärtigen Augenblick noch nicht angegeben 
werden. Die Zahl von 3 Millionen dürfte auf jeden Fall 
erheblich zu hoch liegen. 
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